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M1 Vergesellschaftung

Für die sozialistische Arbeiterbewegung bedeutete 
Vergesellschaftung die Überführung von indivi-
duellem Privateigentum an Produktionsmitteln 
in das Eigentum von Gesellschaftern bzw. in das 
Eigentum der Gesellschaft (öffentliches Eigen-
tum), in der sich Menschen genossenschaftlich 
assoziieren bzw. in deren Namen der demo-
kratische Staat handelt. Kapitalismus beruht auf 
dem Privateigentum an den Produktionsmitteln. 
[…] Vergesellschaftung bedeutet […] nicht nur 
eine Änderung der Eigentumsform, sondern ge-
sellschaftliche Aneignung verlangt ein System der 
rationalen Planung der Wirtschaft, der Produk-
tivkraftentwicklung und der Gesellschaft – »un-
ter Beteiligung aller Mitglieder der Gesellschaft« 
( Engels). Die Gründung von Genossenschaften 
( Produktions-, Konsum-, aber auch Kreditgenos-
senschaften) war früh Bestandteil der Programme 
der Arbeiterbewegung.
 Seit dem späten 19. Jahrhundert setzt sich mit 
der Bildung der modernen Aktiengesellschaften 
ein Prozess der Vergesellschaftung des Privateigen-
tums – innerhalb der »Grenzen der kapitalistischen 
Produktionsweise« ( Marx ) – durch. Je komplexer 
die Funktionsbedingungen der kapitalistischen 
Ökonomie werden, umso mehr müssen die all-
gemeinen Bedingungen der Produktion (Bildung, 
Infrastruktur etc.) durch den Staat gewährleistet 
werden. Post, Fernmeldewesen und Eisenbahnen 
wurden in vielen Staaten – auch im Interesse des 
Militärs – als Staatsunternehmen betrieben; mit 
dem Wachstum der Großstädte entstand kommu-
nales Eigentum ( Energieversorgung, Transport, 
Bildungs- und Gesundheitswesen etc.).
 Nach der Oktoberrevolution setzte sich in 
der Sowjetunion ein staatssozialistisches System 
( Staatseigentum und zentrale staatliche Planung ) 
durch, das durch eine Diktatur gesichert wurde 

und damit verhinderte, »dass die Gesellschaft of-
fen und ohne Umschweife Besitz ergreift von den 
jeder anderen Leitung außer der ihrigen entwach-
senen Produktivkräften« ( Engels). 
 Am Ende des Ersten Weltkrieges vertraten die 
sozialdemokratischen Parteien in Westeuropa um-
fassende Sozialisierungsmaßnahmen, vor allem 
der so genannten »Schlüsselindustrien« (Grund-
stoffindustrien). Gleichzeitig unterstützten sie – 
als Programm der »Wirtschaftsdemokratie« – die 
Ausweitung eines genossenschaftlich verfassten 
gemeinwirtschaftlichen Sektors. 
 Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
bildete sich in Westeuropa […] ein System der 
»gemischten Wirtschaft« heraus. Der privatwirt-
schaftliche Sektor existiert neben einem entwi-
ckelten Staatssektor, der weite Teile der öffent-
lichen Daseinsvorsorge, der Infrastruktur, der 
sozialstaatlichen Regulation und – in einzelnen 
Ländern – auch Schlüsselsektoren der Wirtschaft 
(Bergbau, Stahlindustrie, Automobilproduktion 
usw.) umfasste. […]
 Die neoliberale Politik der Privatisierung und 
Deregulierung hat in den vergangenen Jahrzehn-
ten diese Tendenz zur Vergesellschaftung zurück-
gefahren: Nach der Privatisierung großer Staats-
unternehmen im Bereich Telekommunikation, 
Transport, Energie werden weite Bereiche der 
öffentlichen Daseinsvorsorge privatisiert und der 
Kapitalverwertung geöffnet. Damit verschlech-
tern sich in der Regel die Arbeitsbedingungen der 
in diesen Sektoren tätigen Lohnabhängigen sowie 
die Qualität der angebotenen Dienstleistungen. 
Außerdem wird die demokratische Kontrolle über 
diese Unternehmungen beseitigt. […]  4XHOOH�� )UDQN�
'HSSH��}9HUJHVHOOVFKDIWXQJm�� LQ��ABC der Alternativen 2.0��96$�9HUODJ�+DPEXUJ�

������

 

Vergesellschaftung

KURZDEFINITION

1

.

.

.

5

.

.

.

.

10

.

.

.

.

15

.

.

.

.

20

.

.

.

.

25

.

.

.

.

30

.

.

.

.

35

.

.

.

.

40

.

.

.

.

45

.

.

.

.

50

.

.

.

.

55

.

.

.

.

60

.

.

.

.

65

.

.

.

.

70

.

.

.

 Arbeitsvorschlag
1.� � %HVFKUHLEHQ� 6LH� GLH� LQ�0�� GDUJHVWHOOWHQ� JH-
schichtlichen Zeiträume und schildern Sie in 
6FKODJZRUWHQ��ZHOFKH� %HGHXWXQJ� YHUJHVHOOVFKDI-
WHWHV�(LJHQWXP�GDULQ�MHZHLOV�KDWWH��
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 ARBEITSVORSCHLÄGE
2a.� )DVVHQ�6LH�GLH�=LHOH�XQG�GLH�0LWWHO��GLH�LQ�0��
im Zusammenhang mit der Stahlindustrie formu-
OLHUW�ZXUGHQ��]XVDPPHQ��
2b. Diskutieren Sie Möglichkeiten der Vergesell-
VFKDIWXQJ�PLW�%OLFN�DXI�KHXWLJH�,QWHUQHW�.RQ]HUQH��
:HOFKH�3UREOHPH��=LHOH� XQG�0LWWHO� VHKHQ�6LH� LQ�
GLHVHP�=XVDPPHQKDQJ"

4. Recherchieren Sie auf der Seite www.attac.de/
VWURPNRQ]HUQH��ZHOFKH�9RUVFKO¦JH�]XU�9HUJHVHOO-
VFKDIWXQJ�GLH�$WWDF�.DPSDJQH�}3RZHU�WR�WKH�3HR-
SOHm������HQWZLFNHOW�KDW��XQG�QHKPHQ�6LH�KLHU]X�
Stellung. 

3.� ,QWHUSUHWLHUHQ� 6LH�� =X�ZHOFKHP�=ZHFN�ZXUGH�
GDV�9LGHR�JHPDFKW"�,Q�ZHOFKHP�=XVDPPHQKDQJ�
VWHKW�HV�PLW�GHP�7KHPD�9HUJHVHOOVFKDIWXQJ"

M2 Vergesellschaftung der Stahlindustrie
 als wirtschaftspolitische Alternative

Die Entwicklung der Stahlindustrie in der Bun-
desrepublik hat – spätestens seit Mitte der 70er 
Jahre – deutlich gezeigt, daß die Steuerung sol-
cher riesiger und wesentlicher Produktionskom-
plexe durch die »Kräfte des Marktes«, d. h. die 
Ausrichtung von Standortwahl, Produktion und 
Investition an Kriterien des maximalen Unterneh-
mensprofits, nicht in der Lage ist, volkswirtschaft-
lich effiziente und regionalpolitisch wünschbare 
oder auch akzeptable Ergebnisse zu produzieren.  
[…] 
 Als Lösungsperspektive für die Probleme der 
Stahlindustrie bietet sich demgegenüber eine […] 
Strategie auf der Grundlage vergesellschafteten 
Eigentums an Produktionsmitteln der Stahlunter-
nehmen an. Einerseits wäre eine solche Strategie 
prinzipiell in der Lage, die Stahlversorgung, […] 
Beschäftigung und regionale Strukturentwicklung 
auf demokratische Weise zu planen, andererseits 
könnten derartige Pläne aufgrund des gesellschaft-
lichen Eigentums auch verbindlich gemacht und 
durchgesetzt werden. […] 
a. Bund und Länder errichten eine Einheitsgesell-

schaft »Stahl-AG«. […]
b. Von den Gesellschaften, die bisher bei der Pro-

duktion von Eisen und Stahl tätig gewesen sind, 
werden auf dem Weg der Enteignung nach Art. 

15 Grundgesetz durch ein entsprechendes Ge-
setz folgende Produktionsanlagen auf die Stahl-
AG übertragen:

 - Hochöfen […] 
 - Stahlwerke […] 
 - Kalt- und Warmwalzwerke […].

c. Die Altgesellschaften erhalten eine Entschädi-
gung […]. 

Die Stahl-AG hat in erster Linie vier Aufgaben:
a. Die Sicherung der Versorgung der […] Wirt-

schaft mit Stahl zu Preisen, die nicht über dem 
Weltmarktniveau liegen. […] 

b. Die Sicherung und planmäßige Entwicklung 
von Zahl, Struktur und Qualifikation der in der 
in der Stahlindustrie Beschäftigten. […] 

c. Die Entwicklung neuer und kostengünstiger, 
arbeitskraftschonender und umweltfreundli-
cher Produktionsverfahren bei der Herstellung 
von Eisen und Stahl.

d. Berücksichtigung der Anforderungen aus-
gewogener Regional- und angemessener 
Umweltpolitik bei der Entwicklung von 
Produktionsplänen und dem Ausbau von Pro-
duktionskapazitäten.  4XHOOH��$UEHLWVJUXSSH�$OWHUQDWLYH�:LUW-
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VIDEO                                  

       www.attac.de / bima-vergesellschaftung       

http://www.attac.de/bima-vergesellschaftung
http://www.attac.de/bima-vergesellschaftung

